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Schnitt West

ZEICHENERKLÄRUNG FÜR PLANLICHE FESTSETZUNGEN

Allgemeines Wohngebiet
gem. §4a BauNVO und §9 Abs.1 Nr.1 BauGB

1. Art der baulichen Nutzung

2. Maß der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl GRZ = 0,35

ZEICHENERKLÄRUNG FÜR PLANLICHE FESTSETZUNGEN

(§5 Abs.2 Nr.1, §9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§1 bis 11 BauNVO)

(§5 Abs.2 Nr.1, §9 Abs.1 Nr.1  BauGB, §16 BauNVO)

Nummer und Größe der Parzelle

ZEICHENERKLÄRUNG FÜR PLANLICHE HINWEISE

14. Regelungen für die Stadterhaltung und für den Denkmalschutz

Flora-Fauna-Habitat, nachrichtlich übernommen

Landschaftsschutzgebiet, nachrichtlich übernommen

(§5 Abs.4, §9 Abs.6, §172 Abs.1 BauGB)

Einzelanlage, die dem Denkmalschutz unterliegt, 
nachrichtlich übernommen

Bodendenkmal 64711, nachrichtlich übernommen

Biotopkartierung, nachrichtlich übernommen

656 m²

Zaunlinie

Vorgeschlagene Baukörper

5

Bestandsbaum außerhalb Geltungsbereich

Bestandsgehölz außerhalb Geltungsbereich

standortgebundene Bäume I./II. Ordnung - zu pflanzen

standortgebundene Bäume I. Ordnung - zu pflanzen

Baufenster Garagen

3. Bauweise, Baugrenze

Offene Bauweise

6. Verkehrsflächen

9. Grünflächen

Straßenbegrenzungslinie

o

(§9 Abs.1 Nr.2  BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

(§9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB)

(§5 Abs.2 Nr.5 und Abs.4, §9 Abs.1 Nr.15 und Abs.6 BauGB)

Mehrzweckstreifen

Baugrenze

Sichtdreiecke (Schenkellänge 110 m)

öffentliche Straßenverkehrsfläche

öffentliche Grünfläche (extensive Grünlandnutzung), in Straßennähe

Art der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Bauweise

Dachart, Dachneigung

Nutzungsschablone Parzelle 4 - 5

Allgemeines Wohngebiet

GRZ = 0,35

offene Bauweise

Satteldach mit festgelegter Firstrichtung

Baumfallgrenze

best. Telekom-Leitungen

best. Mischwasser-Kanal

best. Strom-Leitungen

Festgelegte Firstrichtung

best. Regenwasserkanal

heimische Obstbäume, standortgebunden

VERFAHREN (1/2)

heimische Obst bzw. Laubbäume I./II. Ordnung - zu pflanzen

1. Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 19.07.2017 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die
Aufstellung   des Bebauungsplans im Verfahren gemäß § 13 b BauGB beschlossen. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde vom 29.08.2017 bis 28.09.2017 orstüblich 
bekannt gemacht.

2. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 19.07.2021 wurde die Öffent-
lichkeit gemäß § 3 Abs. 2 Nrn. 1 in der Zeit vom 27.07.2017 bis 18.08.2017 beteiligt.

3. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 19.07.2021 wurde die 
Öffentlichkeit und die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 BauGB in der Zeit vom 29.08.2017 bis 28.09.2017 beteiligt.

4. Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom 04.10.2017 den Bebauungsplan 
gem. § 10 Abs.1 BauGB in der Fassung vom 04.10.2017 als Satzung beschlossen.

5. Die Gemeinde hat mit Beschluss vom 15.02.2018 den bis dahin noch nicht bekannt 
gemachten Satzungsbeschluss vom 04.10.2017 aufgehoben.

best. Schmutzwasserkanal

best. Mischwasserkanal

best. Wasserleitung

gepl. Regenwasserkanal

gepl. Schmutzwasserkanal

gepl. Wasserleitung

gepl. Versorgungsleitungsstrang 
(Telekom, Bayernwerk)

gepl. Mehrzweckleitung DN100

Grenze des räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans
15. Sonstige Planzeichen

6. Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom 07.10.2021 entschieden den 
Entwurf II des Bebauungsplans in der Fassung vom 15.09.2021 die Beteiligung gemäß
§ 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 BauGB durchzuführen.

7. Mit dem Entwurf II (29.10.2021) des Bebauungsplanes wurde die Öffentlichkeit und die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 
3 BauGB in der Zeit vom 22.11.2021 bis 23.12.2021 beteiligt.

10.Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom 21.06.2023 den Bebauungs-
plan gem. §   10  Abs. 1  BauGB in der Fassung vom 21.06.2023 als Satzung 
beschlossen.

11. Ausgefertigt

Gemeinde Hunding, den .......................

.....................................................................
Straßer Thomas, 1. Bürgermeister

(Siegel)

12. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ...................... gemäß 
§ 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan 
mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der 
Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf 
Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die 
Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und
215 BauGB wird hingewiesen.

Einzelhäuser

Art der baulichen Nutzung

Grundflächenzahl

Bauweise

Dachart, Dachneigung

Nutzungsschablone Parzelle 1 - 3 + 6 - 7

Allgemeines Wohngebiet

GRZ = 0,35

offene Bauweise

Satteldach mit festgelegter Firstrichtung

Einzel- und Doppelhäuser

mögliche Parzellengrenzen

Urgelände

8. Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom 06.04.2023. entschieden den 
Entwurf III des Bebauungsplans in der Fassung vom 06.04.2023 die Beteiligung gemäß
§ 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 3 BauGB durchzuführen.

9. Mit dem Entwurf III (28.04.2023) des Bebauungsplanes wurde die Öffentlichkeit und die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 13 Abs. 2 Nrn. 2 und 
3 BauGB in der Zeit vom 08.05.2023 bis 13.06.2023 beteiligt.

13. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

(§ 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4 , § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB)

öffentliche Grünfläche E1, Säume und Staudenfluren

öffentliche Grünfläche E1, Extensivgrünland

Nachrichtlich übernommen:

Totholzhaufen

Lesesteinriegel

PRÄAMBEL

Satzung zur Änderung des Bebauungsplan mit 
integriertem Grünordnungsplan "WA Panholling-Süd II"

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans umfasst die Flächen der Flurstücke 4233/11 TF, 4237, 4238, 
4239 TF, 4239/2 TF und 4239/4 der Gemeinde Hunding.
Der Bebauungsplan besteht aus dem Plan vom 08.08.2024, diesem Satzungstext und der Begründung 
vom 08.08.2024. 

Rechtsgrundlagen

1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (2/7) 1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (3/7)

1.4. Nicht überbaubare Grundstücksflächen
Auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen sind Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 Abs. 1 BauNVO zulässig.

1.5. Anzahl der Wohneinheiten
Bei Teilung der im Bebauungsplan dargestellten Parzellen 1 - 3 und 6 - 7 ist je Doppel-
haushälfte nur eine Wohneinheit zulässig. 
Pro Einzelhaus sind maximal 2 Wohneinheiten zulässig.

1.6. Abstandsflächen
Die Abstandsflächen gem. Art 6 der Bayerische Bauordnung (BayBO) sind einzuhalten.

1.7. Gebäudegestaltung

max. talseitig sichtbare Wandhöhe 
Parzellen 1-3, 6-7: 

Parzellen 4-5:
Für alle Parzellen ist die Wandhöhe wie folgt zu ermitteln:
Die Wandhöhe wird von der Oberkante des an der Hauswand anstehenden neuen Geländes
zum traufseitigen Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut gemessen. 
Das neue Gelände muss bei Einzelhaus- und Doppelhausbebauung talseitig tiefer als
das Urgelände liegen. Die Traufe ist auf beiden Seiten des Gebäudes
in gleicher Höhe ü.NN zu errichten (Darstellung im Eingabeplan zwingend notwendig).
Bei einem Höhenunterschied des natürlichen Geländes
von mehr als 1,50 m zur Gebäudebreite ist ein Hanghaus zu errichten.

1.7.1. Gebäudehöhe

Rechteckiger Baukörper mit einem Mindestseitenverhältnis von 1,3:1. Gebäudeanbauten 
(z.B. Wintergärten, überdachte Freisitze, Eingangsüberdachungen u. Ä.) sind zulässig. 
Anbauten sind bis zu einer Tiefe von max. 3,00 m zulässig.
Parzelle 1-3, 6-7: Mindestbreite Gebäude 9,0 m

1.7.2. Gebäudeform

Der Hauptfirst muss parallel zur Längsseite des Gebäudes verlaufen.
1.7.3. Stellung der baulichen Anlagen

Dachgauben:
-
-
-

-

-

-
-

-

-
-
-

-

-

-

-
-
-

Dachgauben sind nur in der ersten Dachgeschoßebene zulässig.
Dachgauben müssen zur Ortgangkante einen Abstand von mindestens 1,50 m einhalten.
Dachgauben müssen voneinander einen Mindestabstand von 80 % der Gaubenbreite
(gemessen an den Außenmaßen der größten betroffenen Gaube) einhalten.
Das oberste Konstruktionsteil der Dachgaube (z.B. First) muss zum First des Hauptdaches
mindestens 1,00 m tiefer liegen.
Die vordere Gaubenaußenwand muss mindestens 25 cm gegenüber der darunterliegenden 
Gebäudeaußenwand zurückspringen.
Es sind nur Schleppgauben und Gauben mit Satteldach zulässig. 
Die Summe aller Dachgauben darf max. 1/3 der Firstlänge des Hauptgebäudes betragen.
Zwerchgiebel/Querhäuser:
Als vergleichbare Dachaufbauten sind Zwerchgiebel als vorderseitig mit der Außenwand 
des darunterliegenden Geschosses fluchtend einmal je Traufseite zulässig.
Der Abstand zur Giebelwand des Hauptgebäudes muss mindestens 2,50 m betragen.
 Die Firsthöhe muss mindestens 50 cm unter der Firsthöhe des Hauptgebäudes liegen.
Die Breite des Zwerchgiebels darf 1/3 der Firstlänge des Hauptgebäudes nicht 
überschreiten.
Die Dachneigung muss symmetrisch sein und darf von der Dachneigung des Haupt-
gebäudes höchstens 5 Grad abweichen.
Die Dachüberstände an Ortgang und Traufe dürfen max. 50 % der vergleichbaren Dach-
überstände des Hauptdaches betragen.
Die Fensteröffnungen sind in der Flucht der Fensteröffnungen des darunterliegenden
Geschosses auszuführen.
Auf den Dachflächen des Zwerchgiebels sind Dachaufbauten unzulässig.
Die Dacheindeckung hat wie am Hauptdach zu erfolgen.
Die Firstlinien müssen im rechten Winkel zur Hauptfirstrichtung des Gebäudes verlaufen.

Wandoberflächen:
Zulässige Werkstoffe und Wandoberflächen sind:
- 
-

1.7.6. Fassadengestaltung/Balkone

Putzfassaden
Holzfassaden, Holzfassadenteile

Fassaden sind in ortsüblicher Farbgestaltung, d.h. keine Neonfarben, insbesondere keine 
Blautöne, sondern Ocker- und Pastellfarben zu gestalten.
Balkone:
Balkongeländer sind in Holz oder zumindest in beschichtetem Metall auszuführen. 
Edelstahlgeländer und Glaselemente sind unzulässig.

-
-
- 
-

1.8. Solar- und Photovoltaikanlagen
Solaranlagen und Photovoltaikanlagen sind zulässig. 
In den Fassaden integrierte Anlagen, erhabene und abstehende Anlagen sind unzulässig.
Anlagen als vorgehängter Sonnenschutz sind zulässig. 
Es sind möglichst geschlossen wirkende PV-Anlagen ohne die Verwendung reflektierender 
Alu-Profile zu verwenden.

Garagen sind in ihrer Gestaltung dem Hauptbaukörper anzupassen. 
Überdachte Stellplätze sind zulässig.

1.9. Garagen/ Stellplätze/ Nebenanlagen

Dachform: Satteldächer, Flachdächer mit Dachbegrünung zulässig, Terrassen auf Garagen 
zulässig

Bergseitige Wandhöhe max. 3,0 m
Talseitige Wandhöhe max. 4,5 m
Die Wandhöhe wird von der Oberkante des an der Garagenwand anstehenden neuen 
Geländes zum traufseitigen Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut 
gemessen. Die Traufe ist auf beiden Seiten des Gebäudes in gleicher Höhe ü.NN zu 
errichten. (Darstellung im Eingabeplan zwingend notwendig).
Pro Einzelhaus bzw. Doppelhaushälfte ist nur eine Garage zulässig. (Bei der Errichtung von 
Garagen im Erdgeschoss eines Wohnhauses sind weitere Garagen auf dem Grundstück 
nicht mehr zulässig) 
Pro Wohneinheit sind grundsätzlich 2 Stellplätze auf dem Grundstück nachzuweisen.
Stellplätze und Zufahrten sind in wasserdurchlässiger Bauweise, nicht vollständig versiegelt 
zu errichten (z.B. wassergebundene Decke, Rasengittersteine, Rasenfugenpflaster, 
Verbundpflaster). Eine Ableitung von Oberflächenwasser auf öffentlichen Grund ist untersagt.
Tore in den Einfriedungen, die als Zufahrt zu den Garagen bzw. Stellplätzen dienen, dürfen 
nicht zum Straßenraum hin aufschlagen.

Vor Garagen ist ein Aufstellraum von mindestens 5,00 m von der öffentlichen Verkehrsfläche 
vorzusehen.

Aufschüttungen und Abgrabungen sind bis zu einer Höhe von 1,5 m zulässig. 
Stützmauern und befestigte Böschungen sind nur bis zu einer Höhe von 1,5 m zulässig.
An den Zufahrten sind diese je nach Erfordernis zulässig (vorzugsweise Natursteinmauern).
Scharfe Böschungskanten sind zu vermeiden. 
Zu jedem Bauantrag (auch Genehmigungsfreistellungsverfahren) ist ein Geländeschnitt 
einzureichen, der den Anschluss zur Straße, die Höhenlage des Eingangs und den 
geplanten Geländeverlauf auf dem Grundstück darstellt. Der ursprüngliche Geländeverlauf 
ist ebenfalls darzustellen. Negative Auswirkungen auf Nachbargrundstücke durch 
Geländeveränderungen sind unzulässig.

1.10. Geländeveränderungen und Stützmauern im Planungsgebiet

1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (4/7)

Das Niederschlagswasser der Straßenverkehrsflächen ist zu sammeln und den Rückhalte-
einrichtungen zuzuführen.

1.13.2. Niederschlagswasser der Straßenverkehrsflächen

-

-

-

-

-

1.14. Gewässer- und Biotopschutz/Bauphase
Vor dem Bau der Erschließungsstraße ist entlang der Trasse im Nordteil ein Abschwemm-
schutz zu errichten (Errichtung eines Holzzauns mit ca. kniehoher Bretterbeplankung)
Das sich an der Beplankung sammelnde Oberflächenwasser ist einer ausreichend 
dimensionierten Absetzeinrichtung zuzuführen, von wo es gefiltert dem Bach zugeführt 
werden kann. Die Schutzeinrichtungen sind solange zu Betreiben, bis die Baumaßnahme 
abgeschlossen und eine ausreichende Begrünung der Nebenflächen gegeben ist. 
Nach Fertigstellung der Erschließungsstraße sind die Straßennebenflächen zeitnah zu 
begrünen. Hierfür ist autochthones Saatgut zu verwenden (Regiosaatgut Herkunftsregion 
19 oder Naturgemische).

1.15. Grünordnung

Die Grünflächen sind entsprechend den planlichen und textlichen Festsetzungen anzulegen,
zu sichern und dauerhaft zu erhalten.
Sie sind spätestens in der Pflanzperiode nach Erstellung der Erschließungsflächen fertig-
zustellen.

1.15.1. Umsetzung, Pflanzenqualitäten, Mindestgrößen

1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (5/7) 1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (7/7)

Landschaftsfremde hochwüchsige Baumarten mit bizarren Wuchsformen und auffälliger 
Laub- und Nadelfärbung wie Edeltannen oder Edelfichten, Zypressen, Thujen usw. sowie 
alle Trauer- oder Hängeformen (in allen Arten und Sorten), dürfen nicht gepflanzt werden.

1.15.3. Unzulässige Pflanzenarten

Je Baugrundstück sind mindestens 2 heimische Obst- bzw. Laubbäume aus der Pflanzliste 
zu pflanzen. Von den in der Pflanzliste genannten Bäumen sind die in der Planfassung 
gekennzeichneten Bäume standortgebunden im straßennahen Teil des Grundstücks/
Vorgartens zu pflanzen. 
-
- 
-
Die privaten Grünflächen sind in der nach Nutzungsaufnahme folgenden Pflanzzeit 
entsprechend den grünordnerischen Festsetzungen zu bepflanzen. Die Bepflanzung ist 
dauerhaft zu erhalten. Ausfälle sind entsprechend zu ersetzen.
Falls die bereits auf Parzelle 7 im südlichen Bereich bestehenden Bäume erhalten bleiben 
können diese der Bauanzahl angerechnet werden.

1.15.4. Private Grünflächen

im Vorgartenbereich (Laub- oder Obstbaum)
Obstbaumreihe im Osten (nur Obstbäume) 
Verschiebung des im Plan dargestellten Standortes um bis zu 5 m möglich

Grünflächen sind mit einer Landschaftsrasenmischung zu begrünen und möglichst extensiv 
zu pflegen. Im Plan dargestellte Bäume sind gemäß der Pflanzliste zu pflanzen und zu 
erhalten. Ausgefallene Bäume sind zu ersetzen.

1.15.5. Öffentliche Grünflächen

Bestehende, zu erhaltende Gehölze und angrenzende Rankenflächen sind während der 
Baumaßnahmen vor Beeinträchtigungen (Einrichtung von Lagerplätzen, Befahren, etc.) 
durch entsprechende Maßnahmen (Biotopschutzzaun) zu schützen.
Im Zuge der Erschließungsmaßnahmen notwendige Rodungen dürfen nur außerhalb der 
Vogelbrutzeit vorgenommen werden. Falls dies nicht möglich ist, sind die Gehölze vor 
Rodung von einem Biologen auf Besatz zu prüfen. Die Prüfung ist der Unteren 
Naturschutzbehörde vorzulegen.

1.15.6. Gehölz- und Biotopschutz

E1

Anlage von extensiv genutzten Offenlandflächen mit zusätzlicher Strukturanreicherung.
Am Waldrand ist ein Waldsaum zu entwickeln, welcher einer Herbstmahd zu unterziehen
ist. 20 % des Saumes sind jährlich an wechselnden Standorten stehen zu lassen. 
Der Saum und die Bereiche der bestehenden Ranken sind in folgenden Biotoptyp zu
entwickeln: 
Artenreiche Säume und Staudenfluren frischer bis mäßig trockener Standorte (K132)

Flächen am Waldrand (E1):

Die weiteren offenen Flächen sind als extensiv genutztes Grünland auszubilden 
(Zielzustand G212).
Diese sind durch eine 2-schürige Mahd zu pflegen, um dem Unkrautdruck entgegen-
zuwirken. Durchführung der Mahd nicht mit Mulch- oder Kreiselmähwerken. Das Mahdgut 
hat mindestens einen Tag auf der Fläche zu verbleiben. Die Schnitte müssen zwischen 
dem 15. Juni und dem 15. September erfolgen. Eine Düngung sowie der Einsatz von 
Pflanzenschutzmitteln haben bei allen Flächen zu unterbleiben.
In den ersten zwei Jahren ist eine 3-schürige Mahd zur Aushagerung durchzuführen.
Die erste Mahd soll bereits im Mai erfolgen, da zu diesem Zeitpunkt noch viel Eiweiß in 
den Gräsern ist und durch Mahd und Abfuhr Nährstoffe entzogen werden können.

Einbringung von 3 Steinriegeln und 2 Totholzhaufen (ca. 2 m³). Die Steinriegel (O21)
und Totholzhaufen sind als Abgrenzung zu den Privaten Grundstücken zu errichten. 
Die Steinriegel sind ca. 1 m tief ins Erdreich einzubringen (Schaffung spaltenreicher Über-
winterungshabitate). Die Schüttungen haben mindestens 1 m Höhe über dem natürlichen
Boden zu betragen. Die Breite der jeweiligen Riegel hat mind. 2 m zu betragen.
Durchmesser der Steine: 30 – 50 cm
Auf der Steinschüttung ist kleinräumig (ca. 20 % der Oberfläche) nährstoffarmes Substrat 
(Sand) auszubringen. In die jeweiligen Steinhaufen ist Totholz (dicke Ästen, Wurzelstöcke 
und Stammreste) unterschiedlicher Dimensionen im Aufmaß von 20 % einzubauen.

Parzelle 1: Schlaf- und Kinderzimmer sind straßenabgewandt zu be- und entlüften. 
Andernfalls ist eine Zwangsbelüftung vorzusehen. Im Freien ist ein von der Straße 
abgeschirmter Aufenthaltsbereich nachzuweisen.

1.17. Immissionsschutz

-

-

-

-

die geplanten Verkehrswege nach der Errichtung der Telekommunikatonsinfrastruktur in 
Lage und Verlauf nicht mehr verändert werden.
dem Erschließungsträger auferlegt wird, dass dieser für das Vorhaben einen Bauablauf-
zeitenplan aufstellt und bei Bedarf verpflichtet ist, in Abstimmung mit der Telekom im 
erforderlichen Umfang Flächen für die Aufstellung von oberirdischen Schaltgehäusen 
auf privaten Grundstücken zur Verfügung zu stellen und diese durch Eintrag einer
beschränkten persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH
im Grundbuch kostenlos zu sichern. 
Das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen“ 
herausgegeben von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen ist zu
beachten.

Die Telekom macht besonders darauf aufmerksam, dass eine Erweiterung der 
Telekommunikationsinfrastruktur außerhalb des Plangebietes aus wirtschaftlichen 
Erwägungen heraus auch in oberirdischer Bauweise erfolgen kann.

2. TEXTLICHE HINWEISE (4/4)2. TEXTLICHE HINWEISE (3/4)

Auch für eine erlaubnisfreie Versickerung ins Grundwasser sind die Vorgaben der Nieder-
schlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) in Verbindung mit den einschlägigen
technischen Regeln (u. a. TRENGW, DWA-M153 "Handlungsempfehlungen zum Umgang 
mit Regenwasser", DWA-A 138 "Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser'') zu 
beachten.

Unter anderem gilt dann:
-

-

-

-

Die Versickerung in Schächten oder Rigolen ist in der Regel nicht erlaubt. Die breitflächige 
Versickerung über eine belebte Bodenzone ist grundsätzlich vorzuziehen. 
Wird bei Versickerungsanlagen (z. B. bei Sickerschächten) die bindige Deckschicht über 
dem Grundwasser wesentlich geschwächt, durchstoßen oder sonst eine Verbindung zum 
Kiesuntergrund geschaffen, so ist die Einleitung des Niederschlagswassers nicht erlaubnis-
frei, sondern be-darf eines Wasserrechtsverfahrens (Ausnahmeregelungen beachten!).
Das Niederschlagswasser von Verkehrs-, und Parkflächen muss entsprechend gereinigt 
werden, bevor es dem Grundwasser zugeleitet werden darf. 
Dachoberflächen aus Schwermetallen verbieten sich bei beabsichtigter Versickerung des 
Niederschlagswassers.

Wild abfließendes Wasser soll grundsätzlich gegenüber den bestehenden Verhältnissen 
nicht nachteilig verändert werden. Als Starkregen bezeichnet man laut den Warnkriterien des 
Deutschen Wetterdienstes Niederschläge von mehr als 25 Millimeter pro Stunde oder mehr 
als 35 Millimeter in 6 Stunden. Starkregen entsteht häufig beim Abregnen massiver Gewitter-
wolken. Sturzfluten entstehen meist infolge von solchen Starkregenereignissen, wenn das 
Wasser nicht schnell genug im Erdreich versickern oder über ein Kanalsystem abgeführt 
werden kann. Es bilden sich schlagartig oberirdische Wasserstraßen bis hin zu ganzen Seen.

2.9.2. Wild abfließendes Niederschlagswasser, Starkregen und Sturzfluten

Sturzfluten können überall auftreten, unabhängig davon, ob Bäche oder andere fließende 
Gewässer in der Nähe sind. Bereits leichtere Hanglagen begünstigen, dass herabstürzende 
Wassermassen auf Gebäude zuströmen.

Ebenso kann es bei ebenen Straßen zu einem Rückstau im Kanalsystem kommen, was 
zu Überschwemmungen führt. Die Entwässerungskanäle sind meist nicht auf Sturzfluten 
ausgelegt. Daher können die Regenmassen nur zum Teil über das Kanalsystem abgeführt 
werden und der andere, oft erhebliche Teil der Regenmassen bahnt sich oberirdisch in meist 
unkontrollierter Weise seinen Weg über Straßen und Grundstücke. Dies führt zu Schäden 
an und in Bauwerken, sofern keine ausreichenden Schutzvorkehrungen bestehen.

Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe empfiehlt u.a. folgende 
vorbeugenden Maßnahmen zum Schutz vor Sturzfluten:
-

-

Planen Sie alle Eingangsbereiche und Oberkanten von Licht-schächten und außenliegen-
den Kellerabgängen mindestens 15 bis 20 Zentimeter höher als die umgebende Gelände-
oberfläche.
Treffen Sie Vorkehrungen, um einen Rückstau aus der Kanalisation zu vermeiden.

Bei der Abwasseranlage der Gemeinde Hunding handelt es sich um eine reine Schmutzwas-
serkanalisation. Das bedeutet, dass in die öffentliche Anlage (Schmutzwasser) nur häusliches 
Abwasser und kein Regen- oder Oberflächenwasser eingeleitet werden darf. Die ordnungs-
gemäße Abwasserbeseitigung des Schmutzwassers ist durch den Anschluss an die zentrale 
Abwasser-anlage der Gemeinde möglich. Die gesamte Kanalerschließung erfolgt somit im 
Trennsystem. Die Kanaltrasse zur Gebäudeentwässerung wird an das bestehende Kanalnetz 
angeschlossen. 
Die Anschlüsse sind auf den Grundstücken ca. 1 m innerhalb der Grundstücksgrenzen 
vorgesehen.

2.9.3. Schmutzwasser

Für den Umgang und die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen (z. B. Heizölverbrauch-
eranlagen) ist die Anlagenverordnung- AwSV- einschlägig. Gering belastetes Niederschlags-
wasser (insbesondere Dachflächenwasser) ist, soweit möglich, flächenhaft über eine 
geeignete, bewachsene Oberbodenschicht zu versickern.

2.9.4. Wassergefährdung

Bei der Zulassung von Brauchwassernutzungsanlagen im Gebäude sind die Vorgaben der 
jeweils gültigen Trinkwasserverordnung sowie der DIN EN 1717 und DIN 806 einzuhalten. 
Brauchwassernutzungsanlagen sind dem Gesundheitsamt unaufgefordert anzuzeigen. 
Eine Bestätigung des Fachbetriebes zum Einbau der Anlagen nach dem Stand der Technik 
und der Wirksamkeit der notwendigen Sicherungseinrichtungen ist dem Gesundheitsamt 
(Landratsamt Deggendorf) vorzulegen.

2.9.5. Brauchwassernutzung

Die Versorgung des Plangebietes mit Trinkwasser ist durch den Anschluss an das Netz der 
Gemeinde gewährleistet.

2.9.6. Wasserversorgung

Auf die Einhaltung der in § Art. 47 „Grenzabstand von Pflanzen“ und Art. 48 „Grenzabstand 
bei landwirtschaftlichen Grundstücken“ AGBGB (Gesetz zur Ausführung des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs und anderer Gesetze) und dessen Ausnahmen in Art. 50 wird hingewiesen.
Der Sicherheitsraum gemäß RAS-Q ist von Baumkronen freizuhalten.

2.10. Grenzabstände, Sicherheitsraum

Strom-, Wasser- und Fernmeldeleitungen sowie Abwasserkanäle sind unter Fahrbahnen 
oder unbepflanzten Seitenstreifen zu verlegen. Die jeweiligen Pflanzbstände nach den 
entsprechenden Richtlinien sind einzuhalten. Die Hausanschlussleitungen sind unter 
Berücksichtigung der festgesetzten Baumstandorte zu planen und zu verlegen. 
Ansonsten sind bei den Leitungen Schutzmaßnahmen anzubringen.

2.11. Baumstandorte und Sparten

Der anstehende Oberboden ist, soweit zur Anlage der Grünflächen benötigt, zur Wieder-
verwendung zu sichern (DIN 18915/3). Der abzufahrende Boden ist ordnungsgemäß zu 
deponieren. Bodenverdichtungen, -verunreinigungen oder andere Beeinträchtigungen sind 
zu vermeiden.

2.12. Bodenbearbeitung/ Schutz des Oberbodens

Schnitt Ost

mögliche 
Geländeveränderung

Urgelände

Die Abfallbehälter sind durch die Bauwerber an der Haupterschließungsstraße bereitzustellen.
Die gesetzlichen Regelungen, insbesondere die Vorschriften der Abfallwirtschaftssatzung 
des ZAW Donau-Wald sind zu beachten.
Die Ausweisung und optimale Gestaltung von ausrechenden Stellplätzen für Abfallbehälter 
des praktizierten 3-Tonnen-Holsystems (Restmüll, Papier, Bioabfälle) ist vorzusehen.

2.8. Bereitstellung Abfallbehälter

2.9. Wasserwirtschaft

Bei Versickerungen in Hanglagen ist darauf zu achten, dass Unterlieger nicht durch 
Vernässungen beeinträchtigt werden. Wild abfließendes Wasser soll grundsätzlich gegen-
über den bestehenden Verhältnissen nicht nachteilig verändert werden.
Für das Einleiten von Niederschlagswasser ist dann keine wasserrechtliche Erlaubnis 
erforderlich, wenn die Voraussetzungen der Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten 
von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grund-wasser (TRENGW) vorliegen. 

2.9.1. Niederschlagswasser

2. TEXTLICHE HINWEISE (2/4)

Die planungsrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen:
a) Baugesetzbuch (BauGB) i.d.F. der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt 
   durch Art. 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394) geändert worden ist
b) Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) i.d.F. der 
   Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBl I S. 3786), die durch Art. 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 
   (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist;
c) Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58, zuletzt geändert durch 
   Art. 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

Gemeindliches Satzungsrecht:
Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayerni.d.F. der Bekanntmachung vom 22. August 1998 
(GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 Abs. 6 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) 
geändert worden ist

Die naturschutzrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen:
a) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S.2542), das zuletzt 
   durch Artikel 5 des Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225) geändert worden ist
b) Bayerisches Naturschutzgesetz (BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-1-U), 
   das zuletzt durch § 1 Abs. 87 der Verordnung vom 4. Juni 2024 (GVBl. S. 98) geändert worden ist

Die bauordnungsrechtlichen Festsetzungen haben folgende Rechtsgrundlagen: 
Bayerische Bauordnung (BayBO)i.d.F. der Bekanntmachung vom 14. August 2007 (GVBl. S. 588, 
BayRS 2132-1-B), die zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom 23. Juli 2024 (GVBl. S. 257) geändert worden ist

Die Gemeinde hat mit Beschluss vom 08.05.2024 die Durchführung eines 
ergänzenden beschleunigten Verfahrens gem. § 214 Abs. 4 BauGB beschlossen. 
Das Verfahren soll unter Anwendung des § 215a BauGB durchgeführt werden

13.

Zu dem Entwurf IV des Bebauungsplanes in der Fassung vom 02.05.2024 wurde die 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 3 i.V.m. § 214 Abs. 4 BauGB und die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 4 i.V.m. 
§ 214 Abs. 4 BauGB in der Zeit vom 01.07.2024 bis 02.08.2024 beteiligt.

14.

Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom ...................... den ergänzten 
Bebauungsplan gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom ...................... als Satzung 
beschlossen.

16.

Ausgefertigt17.

Gemeinde Hunding, den .......................

.....................................................................
Straßer Thomas, 1. Bürgermeister

(Siegel)

18. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ...................... gem. §10 Abs. 
3 i.V.m. § 214 Abs. 4 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan tritt rück-
wirkend zum ...................... (Datum der ursprünglichen Bekanntmachung des Satzungs-
beschlusses) in Kraft. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den 
üblichen Dientststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über 
dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft 
getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und 
die § 214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

VERFAHREN (2/2)

1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (1/7)

1.1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
Allgemeines Wohngebiet (WA) (§ 4 BauNVO)

1.2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 BauGB)
Grundflächenzahl GRZ § 19 Abs. 1-3 BauNVO
max. zulässige GRZ 0,35 

1.3. Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche
Offene Bauweise
Parzellen 1-3 + 6-7: Einzel und Doppelhäuser zulässig
Parzellen 4-5: Einzelhausbebauung zulässig
Die durch Hauptgebäude überbaubare Grundstücksfläche ist durch eine Baugrenze 
festgesetzt. Die Baugrenze darf durch bauliche Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 1 
BauNVO überschritten werden. Garagen sind innerhalb der eigens gekennzeichneten 
Bereiche oder innerhalb der Baugrenzen zu errichten. 
Sofern eine Neigung des natürlichen Geländes von mehr als 1,5 m bezogen auf die 
Gebäudelänge oder -breite gegeben ist, ist das Wohngebäude in Hangbauweise zu errichten.

Die Dachformen sind nur als regelmäßiges Satteldach zulässig. 
Bei Nebengebäuden und Anbauten sind regelmäßige Satteldächer und begrünte Flachdächer 
zulässig. Zudem sind Terrassenflächen auf Flachdächern zulässig.  
Dachneigung:  
Dachdeckung:  

Dachüberstände:

1.7.4. Dachform und Dachdeckung

18° - 25° 
kleinteilige Dachelemente, ziegelrot – rot-braun, grau, schwarz
Beim Einsatz von Solaranlagen ist auch eine Volldeckung mit Solarpanelen 
zulässig. 
Ebenso sind sind begrünte Dächer zulässig
Kupfer-, zink- oder bleigedeckte Hauptdachflächen sowie aus sonstigen 
Schwermetallen sind unzulässig.
Dachüberstand von Hauptgebäuden und Garagen mind. 0,6 m bis max. 
1,2 m. Dachüberstände von Garagen in Grenznähe, welche das 
angrenzende Grundstück überspannen, sind unzulässig.

Dachaufbauten, Dachgauben, Dacheinschnitte, Zwerchgiebel und Querhäuser sind nur bei 
Einzelhausbebauung zulässig. 
Dachaufbauten sind nur ab einer Dachneigung von 23° zulässig. 

1.7.5. Dachaufbauten, Dachgauben, Dacheinschnitte, Zwerchgiebel, Querhäuser

Einfriedungen an der Grundstücksgrenze sind ohne durchgängigen Sockel mind. 0,10 m 
vom Boden abzusetzen (Tierwanderungen) und bis zu einer Höhe von 1,20 m zulässig. 
Geschlossene Einfriedungen (z.B. Mauern, Gabionen) sind unzulässig. 
Entlang der Erschließungsstraßen sind Einfriedungen 0,30 m von den Grundstücksgrenzen
zurückzusetzen. Die Flächen zwischen Zaunlinie und Straßenverkehrsfläche sind durch den 
Grundstückseigentümer (Anlieger) zu pflegen.

1.11. Einfriedungen

Die notwendigen Sichtdreiecke (Zufahrten und Kreisstraße) sind von jeglicher Sichtbe-
hinderung, wie Anpflanzungen, Bebauung, Lagerung, Einfriedungen und sonstigen 
Hindernissen wie Bodenerhebungen von mehr als 0,80 m freizuhalten.

1.12. Sichtdreiecke

1.13. Wasserwirtschaft

Flächenversiegelungen sind auf das unbedingt erforderliche Maß zu beschränken. 
Unvermeidbare Befestigungen sind wasserdurchlässig auszubilden. Eine Ableitung des 
Oberflächenwassers muss über Sammelanlagen gedrosselt dem angrenzenden Fließ-
gewässer zugeführt werden. Gemäß Art. 42 BayBO ist der Bauherr für die schadlose 
Beseitigung des Regenwassers verantwortlich. 
Gering belastetes Niederschlagswasser (insbesondere Dachflächenwasser) ist, soweit 
möglich, flächenhaft über eine geeignete, bewachsene Oberbodenschicht zu versickern. 
Oberflächenwässer, welche nicht auf dem Grundstück versickert werden können sind in 
den Stauraumkanal mit gedrosselter Einleitung in den Lallinger Bach, einzuleiten. 

1.13.1. Niederschlagswasser vom Baugrundstück

Nachpflanzungen haben den Pflanzqualitäten des Grünordnungsplanes zu entsprechen.
Die Pflanzenqualität muss den Gütebestimmungen des Bundes deutscher Baumschulen
(BdB) entsprechen.
Für festgesetzte Bepflanzungen sind nur standortheimische Gehölze zulässig (Pflanzen-
auswahl siehe Pflanzenliste).
Pflanzqualitäten:
Bäume: 

Sträucher:

heimische Laubbäume Hochstamm, 3xv.mDb, STU 12-14 cm
in Hecken   
Obstbäume 
v. Str., mind. 3 - 5 Triebe, 60 - 100 cm

Heister, 2xv, 100/150
Halbstamm oder Hochstamm

1.15.2. Zu verwendende Gehölze
Bäume 1. Ordnung:
Acer pseudoplatanus
Quercus robur
Tilia cordata

Berg-Ahorn
Stiel-Eiche
Winter-Linde

Bäume 2. Ordnung:
Acer campestre 
Carpinus betulus 
Sorbus aucuparia 
Prunus avium 

Feld-Ahorn
Hainbuche
Eberesche
Vogel-Kirsche

Heimische Obstbäume

Sträucher:
Cornus mas  
Cornus sanguinea 
Corylus avellana 
Lonicera xylosteum 
Ligustrum vulgare 
Prunus spinosa  
Rosa canina  
Salix caprea  
Sambucus nigra  
Viburnum opulus 
Viburnum lantana

Kornelkirsche
Hartriegel
Hasel
Heckenkirsche
Liguster
Schlehe
Hunds-Rose
Sal-Weide
Holunder
Gemeiner Schneeball 
Wolliger Schneeball

Abweichend von der Gehölzauswahlliste sind Pflanzen zur Fassadenbegrünung, Boden-
deckerpflanzen sowie alle nicht planlich dargestellten Pflanzmaßnahmen auf privaten 
Grünflächen zulässig.

1. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN (6/7)

2. TEXTLICHE HINWEISE (1/4)

Es wird darauf hingewiesen, dass mit Lärm-, Staub- und Geruchsbelästigungen aus der
benachbarten landwirtschaftlichen Flur, auch abends, sowie an Sonn- und Feiertagen, zu 
rechnen ist. Ebenso wird auf die Kirchenglocken der angrenzenden Kirche hingewiesen, 
welche hinzunehmen sind.

2.1. Immissionsschutz

Es wird empfohlen, bei evtl. erforderlichen Aushubarbeiten das anstehende Erdreich generell 
von einer fachkundigen Person organoleptisch beurteilen zu lassen. Bei offensichtlichen 
Störungen oder anderen Verdachtsmomenten (Geruch, Optik, etc.) ist das Landratsamt 
Deggendorf bzw. das WWA Deggendorf zu informieren.

2.2. Verunreinigungen des Untergrundes

Um eine fristgerechte Bereitstellung des Telekommunikations-Anschlusses für den End-
kunden zur Verfügung stellen zu können, bittet die Telekom um Mitteilung des bauaus-
führenden Ingenieurbüros, um den Bauzeitenplan termingerecht abgleichen zu können.

2.3. Telekommunikation

Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist 
die Verlegung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plangebiets 
einer Prüfung vorbehalten.
Bitte teilen Sie der Telekom zum Zweck der Koordinierung mit, welche eigenen oder Ihnen
bekannten Maßnahmen Dritter im Bereich des Plangebietes stattfinden werden.
Bei positivem Ergebnis der Prüfung macht die Telekom darauf aufmerksam, dass aus 
wirtschaftlichen Gründen eine unterirdische Versorgung des Neubaugebietes durch 
die Telekom Deutschland GmbH nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten 
Erschließung möglich ist. Die Telekom beantragt daher, sicherzustellen, dass
-

-

für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungsgebiet die ungehinderte, 
unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftig gewidmeten Verkehrswege möglich ist,
auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zu Gunsten der Telekom 
Deutschland GmbH als zu belastende Fläche festgesetzt und entsprechend § 9 Abs. 1
Ziffer 21 BauGB eingeräumt wird,

Zur Abstimmung der Bauweise und für die rechtzeitige Bereitstellung der Telekommunika-
tionsdienstleistungen sowie zur Koordinierung mit Straßenbau- bzw. Erschließungsmaß-
nahmen der anderen Versorger, ist es dringend erforderlich, dass sich die Gemeinde bzw. 
der Erschließungsträger rechtzeitig, mindestens jedoch 3 Monate vor Baubeginn, mit dem 
zuständigen Ressort in Verbindung setzt:
telekom-bauleitplanung-regensburg@telekom.de

Es ist darauf zu achten, dass die Bereiche der öffentlichen Straßenverkehrsfläche, soweit 
aufgrund der Topografie möglich, ohne Stufen ausgeführt werden. Die Nutzung der Bereiche
muss für Menschen mit Behinderung ohne Einschränkungen möglich sein.

2.4. Behindertengerechter Ausbau

Eventuell auftretende Bodendenkmäler unterliegen der Meldepflicht an das Bayerische 
Landesamt für Denkmalpflege. Art. 8 Abs. 1 und 2 des Denkmalschutzgesetzes sind zu 
beachten

2.5. Bodendenkmäler

Es ist sicherzustellen, dass die Löschwasserversorgung von 48 m³/h (Grundschutz, nach 
dem DVGW-Arbeitsblatt W 405 in m³/h für 2 Stunden Löschzeit, 96 m³ Entnahmewert nach 
2 Stunden) aus der öffentlichen Wasserversorgung zur Verfügung steht. Unerschöpfliche 
Wasserentnahmestellen, sofern vorhanden, können mit in die Berechnung einbezogen 
werden. Es sind die Richtlinien der Löschwassersysteme im LKR zu beachten. Kann der 
Löschwasser/Grundschutz nicht sichergestellt werden, wäre der Bau einer unterirdischen 
Zisterne (ca. 100 m³) erforderlich. Die Standorte der Hydranten sind zusammen mit dem 
örtlich zuständigen Kreisbrandmeister und dem Ortskommandanten festzulegen. Die 
Entfernung zum ersten erreichbaren Hydranten oder zur Entnahmesteile darf 120 m 
(gemessen von jedem Punkt aus im Bebauungsfeld) nicht übersteigen.

2.6. Löschwasser

Der Einsatz von Rauchmeldern in Wohngebäuden kann frühzeitig Brandentstehung melden 
und in erheblicher Weise kostengünstig dazu beitragen, Gebäudebestand zu schützen und
Leben zu retten. In Wohnungen müssen Schlafräume und Kinderzimmer sowie Flure, die zu
Aufenthaltsräumen führen jeweils mindestens einen Rauchwarnmelder haben. Die Rauch-
warnmelder müssen so eingebaut oder angebracht und betrieben werden, dass Brandrauch 
frühzeitig erkannt und gemeldet wird (Art. 46 BayBO).

2.7. Brandschutz

bei der Errichtung der Einleitungsstelle ist darauf zu achten, dass es zu keinen Stoff-
einträgen in den Auen- und Bachbereich kommt. Es sind entsprechende Schutzeinricht-
ungen vorzusehen.
der westlich anschließende Waldbereich ist vollständig zu erhalten, keine Baustellenein-
richtungs-, Lagerflächen oder sonstige baubedingten Beeinträchtigungen in diesem 
Bereich zulässig

Doppelhausbebauung: 8,90 m
Einzelhausbebauung: 7,0 m
7,0 m

Zu dem Entwurf V des Bebauungsplanes in der Fassung vom ...................... wurde die 
Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 3 i.V.m. § 214 Abs. 4 BauGB und die 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange § 4 Abs. 2 i.V.m. § 4a Abs. 4 i.V.m. 
§ 214 Abs. 4 BauGB in der Zeit vom ...................... bis ...................... beteiligt.

15.

Dacheinschnitte sind nicht zulässig. 
Die Eindeckung der Gauben hat in gleichartiger Form wie das Hauptdach, oder mit Kupfer- 
oder Zinkblech zu erfolgen.

Beeinträchtigungen Dritter durch die Niederschlagswasserbeseitigung müssen 
ausgeschlossen sein.

Zudem ist darauf zu achten, dass eine gute Besonnung gewährleistet wird. 
Jährlich ist deshalb die Spontanvegetation (insbesondere aufkommende Gehölze) 
teilweise zu entfernen. Neophyten sind unbedingt vollständig zu entfernen.

eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionierung 
der Leitungszonen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für 
Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt, wie ausdrücklich im 
Telekommunikationsgesetz § 68 Abs. 3 beschrieben,
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